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Bonn, den 6, Dezember 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Ersten Gesetzes zur Überleitung der Haus- 
haltswirtschaft des Bundes in eine mehrjährige 
Finanzplanung 
(Ergänzungsgesetz 
zum Finanzplanungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 2. Dezember 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Kiesinger 
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Drucksache V/1195 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Ersten Gesetzes zur Überleitung der Haus- 
haltswirtschaft des Bundes in eine mehrjährige Finanzplanung 
(Ergänzungsgesetz zum Finanzplanungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

§ 1 

In dem Ersten Gesetz zur Überleitung der Haus- 
haltswirtschaft des Bundes in eine mehrjährige 
Finanzplanung wird hinter Artikel 3 folgender 
neuer Artikel 3 a eingefügt: 

„Artikel 3 a 

(1) Kapitalabfindungen nach den §§ 72 bis 80 
des Bundesversorgungsgesetzes in der Fassung 

vom (BVG) (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) werden vom 1. Januar 1967 ab nach Maß- j 
gäbe der im jeweiligen Haushaltsplan des Bun- | 
des vorgesehenen Mittel gewährt. i 

(2) Soweit ein Antragsteller nach Absatz 1 | 
keine Kapitalabfindung erhält, können unter Ver- 
mittlung des Bundes Darlehen aufgenommen wer- 
den. In diesen Fällen gewährt der Bund Zinsver- 
gütungen nach Maßgabe der im jeweiligen Haus- 
haltsplan des Bundes vorgesehenen Mittel auf 
Grund von Richtlinien, die der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen erläßt. Der An- j 
tragsteller, der ein Darlehen nach Satz 1 auf- : 


nimmt, darf im Ergebnis finanziell nicht schlechter 
gestellt sein, als wenn er eine Kapitalabfindung 
nach Absatz 1 erhalten hätte. Soweit Gesetze für 
den Fall der Kapitalabfindung nach Absatz 1 Ver- 
günstigungen vorsehen, gelten diese auch für den 
Fall der Darlehensaufnahme nach Satz 1. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 soll die Haupt- 
fürsorgestelle auf Antrag die Genehmigung zur 
Abtretung des Anspruchs auf Grundrente er- 
teilen, soweit die Voraussetzungen nach den 
§§ 72 bis 80 BVG gegeben sind. 

(4) Soweit Kapitalabfindungen bereits vor dem 
1. Januar 1967 bewilligt worden sind, bleibt es 
bei der bisherigen Regelung," 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1967 in Kraft. 


Begründung 


Zu § 1 

Um trotz der schwierigen Haushaltslage die Kapita- 
lisierung der Grundrenten im gleichen Umfang wie 
bisher zu gewährleisten, soll neben der Gewährung 
von Kapitalabfindungen die Möglichkeit geschaffen 
werden, an Stelle von Kapitalabfindungen unter 
Vermittlung des Bundes Darlehen aufzunehmen, für 
die der Bund Zinsvergütungen zahlt. Der Berech- 
tigte soll hierdurch im Ergebnis finanziell keinen 
Nachteil erleiden. 

Für den Fall der Darlehensaufnahme ist eine be- 
sondere Regelung der Abtretung des Anspruchs auf 
Grundrente vorgesehen. 

Zu § 2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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